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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Der traditionelle Sommerausflug – im Volksmund Bundesratsschulreise genannt –
führte die Regierung Anfang Juli 2015 zunächst in einen der beiden Heimatkantone der
aktuellen Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga; in den Kanton Bern. Zusammen mit
der Bundeskanzlerin wanderten die Regierungsmitglieder von Rüeggisberg nach
Riggisberg, wo sie in einem Asyl-Durchgangszentrum ein Mittagessen einnahmen, das
aus unterschiedlichen Speisen aus den Heimatländern der dort beherbergten
Asylsuchenden bestand. Den Nachmittag verbrachte die Landesregierung in Biel-
Bienne, wo ein Apéro mit der Bevölkerung auf dem Programm stand. Mit der
anschliessenden Reise ins Tessin – dem zweiten Heimatkanton von Simonetta
Sommaruga – sollte dem Südkanton die Referenz erwiesen werden. Dieser hatte im
Rahmen der Abstimmung zur Masseneinwanderungsinitiative, aber auch bei der
Diskussion um die Aufstockung der Anzahl Bundesräte mehrmals verlauten lassen, sich
von Bundesbern vernachlässigt zu fühlen. Dort besichtigte die Landesregierung am
zweiten Tag ihrer Reise das Naturschutzgebiet "Bolle di Magadino", um am Abend auf
der Piazza Governo in Bellinzona mit der Bevölkerung eine Risottata zu geniessen. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.07.2015
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Im Juli 2019 entschied die Berner Staatsanwaltschaft, dass sich Pirmin Schwander (svp,
SZ) nicht strafbar gemacht habe. Rund drei Jahre hatten die Behörden wegen
Verdachts auf Gehilfenschaft zur Entführung und Gehilfenschaft zum Entziehen von
Minderjährigen gegen den SVP-Nationalrat ermittelt. Angestrengt hatte das Verfahren
die KESB Biel. Schwander, der als Kesb-Kritiker gilt – er gehört dem Komitee an, das für
eine Volksinitiative, mit der der Einfluss der KESB beschnitten werden soll,
Unterschriften sammelt –, stand unter Verdacht, eine Mutter unterstützt zu haben, die
ihre Tochter nicht ins Heim zurückbrachte, sondern mit ihr untergetaucht war.
Schwander hatte die Rechtsvertretung der Mutter finanziert, was den Verdacht auf
Gehilfenschaft weckte. Die Mutter selber war 2017 zu einer Freiheitsstrafe von 30
Monaten verurteilt worden. Schwander, der sich im Fall einer Strafverfolgung nicht
hätte auf seine Immunität berufen können – die IK-NR und die RK-SR hatten 2016
entschieden, dass Schwanders Handlungen nicht mit seinem Nationalratsmandat in
Zusammenhang stehen –, gab den Medien zu Protokoll, sich eine Staatshaftungsklage zu
überlegen, da er aufgrund des Verfahrens hohe Einkommenseinbussen erlitten habe. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 26.07.2019
MARC BÜHLMANN

Föderativer Aufbau

Jurafrage

Die Reaktionen auf den Bericht Widmer fielen sehr unterschiedlich aus. Die Berner
Regierung bekundete ihre Enttäuschung, die berntreuen Organisationen des Berner
Juras waren empört. Ihre Hauptkritik richtete sich an die Vorgabe, dass der
aufzunehmende Dialog, der an sich begrüssenswert sei, einzig auf das Ziel einer
Vereinigung ausgerichtet sein soll. Die Force Démocratique (FD) als wichtigste
antiseparatistische Organisation machte die Aufnahme eines Dialogs abhängig vom
Verzicht des Kantons Jura auf seine "Annexionsgelüste", wie sie insbesondere im
Ausführungsgesetz zur Unir-Initiative zum Ausdruck kämen. Unzufrieden mit dem
Bericht waren auch die Behörden der Stadt Biel. Sie kritisierten, dass die Konsequenzen
der von der Kommission postulierten Abtrennung des mit der Stadt eng verbundenen
Berner Juras für die Zukunft ihrer zweisprachigen Stadt nicht analysiert worden seien.
Innert weniger Wochen sammelten die Kritiker des Berichts im Berner Jura und in Biel
20'000 Unterschriften für eine Petition an den Bundesrat mit der Aufforderung, den
Empfehlungen des Berichts keine Folge zu leisten.
Positiv nahmen die jurassische Regierung, die Behörden der Stadt Moutier und die
autonomistischen Organisationen – diese sahen im Bericht den wichtigsten
"moralischen Sieg" des Juras seit 1815 – die Ausführungen der Kommission auf und
beurteilten sie als realistische Konfliktlösungsvorschläge. Das RJ betonte aber, dass
dieser vorgeschlagene Dialog keinesfalls die Begründung einer Kooperation über die

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 08.10.1993
HANS HIRTER
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bestehenden Kantonsgrenzen zum Ziel haben dürfe, sondern einzig der Vereinigung
gewidmet sein müsse. Von den nationalen Parteien kritisierte die FDP den Bericht,
während er von der CVP gelobt wurde. Auf lokaler Ebene veröffentlichte die jurassische
SP gemeinsam mit der SP und der autonomistischen PSA des Berner Juras eine
Stellungnahme, welche die Aufnahme eines Dialogs begrüsst, dabei aber dem von der
Kommission Widmer postulierten Ziel einer Vereinigung nicht erste Priorität einräumt. 3

Die bernische Regierung legte im Frühjahr ihre Pläne für die Konkretisierung des
Sonderstatuts für den Berner Jura vor. Kernpunkt ist die Schaffung eines in direkter
Wahl nach Proporzsystem gewählten und 24 Mitglieder zählenden „Conseil du jura
bernois“ (CJB). Dessen Entscheidungskompetenzen beschränken sich auf kantonale
Finanzbeiträge im Kulturbereich und auf Fragen der Schulkoordination. Zudem soll er
zuständig sein für die Wahl der Vertreter des Berner Juras in die verschiedenen
grenzüberschreitenden Zusammenarbeitsgremien. Als neues Volksrecht schlug die
Regierung zudem ein besonderes Initiativrecht für die Region vor: In Fragen, welche mit
der kulturellen und sprachlichen Identität zusammenhängen, sollen 2'000
Stimmberechtigte eine kantonale Volksinitiative einreichen können (Für normale
kantonale Volksinitiativen beträgt die Unterschriftenzahl 15'000). Die als Leitsätze
bezeichneten Vorschläge der Berner Regierung wurden vorerst dem Regionalrat des
Berner Juras (als Vertretung der drei frankophonen Bezirke), sowie den beiden
Gemeinden des zweisprachigen Bezirks Biel zur Stellungnahme vorgelegt und dann in
eine breite Vernehmlassung gegeben. Die jurassische Regierung, für welche die
Wiedervereinigung aller sechs Bezirke weiterhin oberstes Ziel ist, kritisierte das Projekt
als ungenügend; insbesondere seien die Entscheidkompetenzen des neuen Rates zu
bescheiden, um als Partner in interkantonalen Projekten auftreten zu können. Die
berntreue Force démocratique (FD) unterstützte hingegen die Vorschläge. Das
Mouvement autonomiste jurassien (MAJ) lancierte im Kanton Jura eine Volksinitiative,
welche die Regierung verpflichten will, dem bernischen Jura ein konkretes Angebot für
eine Vereinigung mit dem Kanton Jura zu machen. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.11.2002
HANS HIRTER

Die bernische Regierung präsentierte im Mai ihre Vorschläge für ein Sonderstatut für
den Berner Jura. Sie hielt dabei bezüglich der Kompetenzen des „Conseil du Jura
bernois“ (CJB) und der Einführung des Instruments einer regionalen Volksinitiative an
ihren im Vorjahr veröffentlichten Leitsätzen fest. Für den „Conseil du Jura bernois“
legte sie zwei Wahlvarianten vor. Bei der einen werden alle 24 Mitglieder in direkter
Volkswahl gewählt, bei der anderen sind die ebenfalls vom Volk gewählten jurassischen
Mitglieder des bernischen Grossen Rates amteshalber dabei. Dem Verlangen der
zweisprachigen Stadt Biel nach Einbezug in diese neuen Strukturen gab die Regierung
aus verfassungsrechtlichen Gründen (Art. 5 der Kantonsverfassung sieht nur für die drei
jurassischen Bezirke ein Sonderstatut vor) und auch wegen des Widerstands aus dem
Berner Jura nicht statt. Sie schlug aber vor, für die französischsprachigen Bieler einen
vom städtischen Parlament oder vom Volk gewählten Rat für die Vertretung ihrer
Interessen, namentlich im Bildungsbereich, zu schaffen. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 10.05.2003
HANS HIRTER

Der bernische Grosse Rat hiess im Mai das von der Regierung im März vorgelegte
Sonderstatut für den Berner Jura unverändert gut, nachdem auch für die Vertretung
der Interessen der französischsprechenden Bevölkerung des Bezirks Biel eine zufrieden
stellende Lösung ausserhalb der neuen Strukturen für den Berner Jura hatte gefunden
werden können. Gegen das Sonderstatut stimmten die separatistischen Abgeordneten
des Berner Juras sowie Parlamentarier aus dem Oberland. Letztere wollten mit ihrer
Ablehnung darauf hinweisen, dass sie für ihre Region ebenfalls eine Sonderstellung
wünschten. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 14.09.2004
HANS HIRTER

Die Regierung des Kantons Jura und auch dessen Parlament sprachen sich für die
Variante einer Fusion mit dem Berner Jura aus und drängten auf die möglichst baldige
Durchführung von Volksabstimmungen. Die Berner Regierung gab sich zurückhaltender.
Schliesslich sprach sie sich für die Variante „Staus quo plus“ aus. Plebiszite schloss sie
nicht aus, wenn solche von den Betroffenen im Berner Jura gewünscht werden. Bevor
sie ihre Meinung bekanntgab, hatte sie eine Konsultation bei den politischen Instanzen
des Berner Juras und der Stadt Biel durchgeführt. Die Stadt Biel ist von der Frage
insbesondere deshalb auch betroffen, weil ihre französischsprachige Minderheit (rund

KANTONALE POLITIK
DATUM: 06.11.2009
HANS HIRTER

01.01.90 - 01.01.20 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



20'000 Personen) bei einem Ausscheiden des Berner Juras mit seinen mehr als 50'000
Französischsprechenden zu einer marginalen Minderheit im bisher zweisprachigen
Kanton Bern würde. Die Stellungnahme der Berner Regierung fand auch im bernischen
Grossen Rat Zustimmung und wurde nur von den vier autonomistischen Abgeordneten
kritisiert. Im November einigten sich die beiden Kantone und der Bund, dass die AIJ
(Assemblé interjurassienne) Gelegenheit erhält, ihren Bericht und ihre Vorschläge einer
breiten Öffentlichkeit vorzustellen. 7

Eine Untersuchung des Kantons Bern schätzte die Folgen eines Zusammenschlusses
des Berner Juras mit dem Kanton Jura negativ ein, da die Romands in Biel
benachteiligt wären. Laut der Studie würde sich die französischsprachige Minderheit in
Biel bei einer Verschiebung der Kantonsgrenze frappant verringern, was es für den
Kanton schwierig machen könnte, die zweisprachige Struktur zu erhalten. 8

KANTONALE POLITIK
DATUM: 16.04.2011
DEBORA SCHERRER

Mit gemischten Gefühlen wurde dem Wiener Kongress im Kanton Jura gedacht. Zwar
wurden vor 200 Jahren auf der einen Seite die unter dem Bistum Basel stehenden
Gebiete des heutigen Kantons Jura und des französischsprachigen Teils des Kantons
Bern der Eidgenossenschaft zugewiesen und damit verhindert, dass die Bevölkerung
dieser Gebiete unter französische Herrschaft und in gewalttätige Kriege geriet. Die
Zuteilung der Gebiete zum Kanton Bern war auf der anderen Seite aber auch der
Ursprung der Jurafrage: Spannungen zwischen dem katholischen Nord- und dem
protestantischen Südjura wurden schon rasch nach 1815 spürbar und kulminierten ein
erstes Mal in der militärischen Besetzung durch Berner Truppen im Rahmen des
Kulturkampfes von 1870. Hätte der Bischof von Basel vor 200 Jahren seinen Einfluss
geltend machen können, hätte die Geschichte der Region wohl einen ganz anderen
Verlauf genommen. Die im Rahmen des Wiener Kongresses ebenfalls diskutierte Idee
eines unabhängigen Kantons mit Biel als Hauptstadt scheiterte nicht zuletzt an der
militärischen und politischen Schwäche des ehemaligen Bistums. 
Eine 200-Jahr-Feier des Beitritts des Juras zur Schweiz wurde – anders etwa als in den
Kantonen Wallis, Neuenburg und Genf, die ebenfalls mit dem Wiener Kongress der
heutigen Schweiz zugeschlagen wurden – nicht begangen. In seiner Antwort auf eine
Interpellation der SVP gab der Berner Regierungsrat zu Protokoll, nie um Feierlichkeiten
ersucht worden zu sein und aus politischen Überlegungen auch darauf verzichten zu
wollen. 9

ANDERES
DATUM: 20.03.2015
MARC BÜHLMANN

Wahlen

Wahlen

En 2016, plusieurs cantons (UR, SZ, FR, BS, SH, SG, AG, TG) ont renouvelé leurs
autorités cantonales. La composition partisane des exécutifs est restée inchangée dans
les cantons de Schwytz, Fribourg, Bâle-Ville, Schaffhouse, Saint-Gall et Thurgovie.
Excepté Bâle-Ville, elle reflète des majorités bourgeoises ou de centre-droite. En
Argovie, les Verts ont perdu un siège au profit de l'UDC, renforçant ainsi la majorité de
centre-droit. Dans le canton d'Uri, l’UDC a été congédiée après six ans au Conseil
d’Etat. A présent, le PLR possède autant de sièges que le PDC. Le canton d'Obwald a
connu deux élections complémentaires au cours de l’année. Le PDC a pu maintenir son
siège, tout comme dans le canton de Zoug. Le siège PLR a été obtenu par un citoyen
sans couleur politique. Egalement à Nidwald, le PLR n’a pas réussi à garder son siège.
L’accès de l’UDC au gouvernement bernois a permis de renverser la majorité rouge-
verte en place depuis 2006. 
Figurent parmi les perdants, le PS, le PLR et les Verts avec la perte de chacun un siège.
Ils ont été récupérés par l’UDC, le PDC et un Indépendant. Le PDC reste le parti avec le
plus de représentantes et représentants dans les exécutifs cantonaux, avec 40
fauteuils. Il est suivi par le PLR (39 sièges) et le PS (28 sièges). 

S’agissant des parlements cantonaux, le parlement de Schwytz expérimentait pour la
première fois la répartition des sièges selon le système du double Pukelsheim. Le PLR a
progressé avec un gain de 4 sièges dans les cantons de Fribourg et de Saint-Gall, 3
fauteuils à Uri et à Schwytz, et 2 sièges en Thurgovie. L’UDC a également renforcé sa
présence grâce à l’obtention de 5 sièges à Saint-Gall et de 3 sièges en Thurgovie. Le PS
suit la tendance, avec 5 sièges en Argovie et 3 sièges en Thurgovie. Les Vert'libéraux
font une entrée remarquable dans les législatifs de Bâle-Ville et de Schaffhouse avec

WAHLEN
DATUM: 01.01.2016
DIANE PORCELLANA
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l'obtention de 4 sièges, tout comme à Schwytz avec 3 sièges. Lors des élections 2016, le
PDC s’est affaibli dans tous les législatifs cantonaux. Le PBD n’est plus représenté dans
les parlements fribourgeois et st-gallois, le PEV a perdu ses 2 représentants à Saint-
Gall. 
L’UDC reste en tête, avec ses 590 sièges dans les législatifs cantonaux. Le PLR (544
sièges) arrive derrière l’UDC et est suivi par le PS (459 sièges) et le PDC (435 fauteuils). 

Du côté des villes, les citoyennes et citoyens de Bienne, Lucerne, Lugano, Lausanne,
Berne et Saint-Gall ont été invités à s’exprimer. Lucerne, Lausanne et Lugano n’ont pas
connu de changement concernant la composition de leur exécutif. L’UDC a fait son
entrée dans l’exécutif de la ville de Bienne. Le PLR n’est plus présent à Berne. A Saint-
Gall, le PLR et le PDC ont chacun perdu un siège. Concernant les législatifs, le PDC, le
PST, solidaritéS et les Vert’libéraux siègent maintenant à Lausanne. Les socialistes ont
progressé à Lausanne, Lucerne, Berne et Saint-Gall. L’UDC a gagné des sièges à Berne,
Bienne et Lugano. Cette année, ce sont le PLR et les Verts qui ont perdu des plumes.

L’année 2016 marquait le 25e anniversaire de la participation des femmes à la
Landsgemeinde d'Appenzell Rhodes-Intérieures. L’exécutif du canton de Bâle-Ville
compte une femme supplémentaire dans ses rangs. Les villes de Saint-Gall et de Lugano
accueillent une femme pour siéger dans l’exécutif, une seconde femme fait son entrée
à Lausanne et à Lucerne. Aussi bien dans les principales villes que dans les cantons, la
part des femmes lors des dernières élections a augmenté, dans les législatifs, par
rapport aux avant-dernières élections. A la fin de l'année 2016, elles représentaient
26.4% dans les parlements cantonaux et 39.6% au niveau communal. 10

Kommunale Wahlen

Pour le renouvellement du Conseil municipal de Bienne, plusieurs listes de partis ont
été déposées. La liste UDC/Confédérés proposait quatre candidatures, alors que l’UDC
pouvait espérer qu'un siège. Les libéraux biennois, tout comme les Verts-Passerelle,
ont fait une proposition de cinq noms pour leur unique siège au Conseil municipal.
Concernant la liste PS/PSR et syndicats, cinq noms de candidats y figuraient, pour deux
sièges disponibles. Finalement, une liste de l’être-humain a également été déposée,
bien qu’aucun siège ne lui ait été garanti. Lors de l’élection, avec une faible
participation de 33,79%, les membres de l’ancien exécutif ont tous été réélus: Beat
Feurer (udc), Silvia Steidle (plr), Barbara Schwickert (verts), Cédric Némitz (ps), Erich
Fehr (ps). 
En parallèle de l’élection du Conseil municipal s’est déroulée l’élection du Conseil de
ville. La participation a encore été plus faible pour le pouvoir législatif, à savoir 32,85%.
Pour cette élection, quatorze listes de partis ont été déposées pour les soixante sièges
à pourvoir.  Ainsi, les UDC/Confédérés emportent-ils 11 sièges, suivis du PS/Syndicats
avec 10 sièges, puis des Verts/jeunes verts/Syndicats avec 8 sièges. Le Parti socialiste
romand obtient 7 sièges et les libéraux 6 sièges. Le Parti radical romand emporte 4
sièges, tout comme les Vert’libéraux. Les listes Passerelle, Parti évangélique, JUSO et la
liste bourgeoise obtiennent chacune 2 sièges. Finalement, l’Union démocratique
fédérale et le Parti ouvrier et populaire possèdent un siège. Ainsi, l’UDC et le Parti
socialiste représentent les principales forces au sein du législatif communal. 11

WAHLEN
DATUM: 25.09.2016
DIANE PORCELLANA

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
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Strassenverkehr

Die zweisprachige Signalisation auf Autobahnen ermöglichen wollte Nationalrat
Manfred Bühler (svp, BE) mit einer im Herbst 2017 eingereichten Motion. Der Motionär
störte sich insbesondere daran, dass bei der Eröffnung des Ostastes der
Autobahnumfahrung von Biel nur deutsche Ortsname auf den Signalisationsschildern
verwendet worden sind, obschon der französischsprachige Teil 40 Prozent der
Bevölkerung Biels ausmache. Bei Ortschaftstafeln am Ortseingang gelte schliesslich
auch die Regelung, dass beide Bezeichnungen verwendet werden, wenn die
Sprachminderheit mindestens 30 Prozent der Bevölkerung betrage. Manfred Bühler
forderte in seiner Motion die Übernahme dieser Regelung für die Signalisation auf
Nationalstrassen und dementsprechende Gesetzes- und Verordnungsänderungen. 
Zwar lehnte der Bundesrat eine Gesetzesänderung ab und begründete dies mit
praktischen Hindernissen wie dem vorhandenen Platz auf Signalisationstafeln und der
Verkehrssicherheit – er erklärte, die unübersichtliche Signalisation könne zu Verwirrung
und damit zu Unfällen führen –, doch Bundesrätin Simonetta Sommaruga hatte Anfang
Juli 2019 ihren Handlungsspielraum innerhalb der Signalisationsverordnung genutzt, um
die zweisprachige Signalisation auf dem Bieler Ostast zu gewährleisten. Die
Verkehrsministerin handelte dabei nicht nur unter dem Eindruck der Motion Bühler,
sondern auch auf Ersuchen der Berner Kantonsregierung und der Stadt Biel. 
Als die Motion Bühler im September 2019 in den Nationalrat kam, beantragte
Bundesrätin Sommaruga mit Hinweis auf die erfolgte Anpassung in Biel die Ablehnung
der Motion. Der Motionär hielt aber an seinem Anliegen fest. Zwar dankte er der
Bundesrätin für das schnelle Handeln in Biel, dennoch wollte er eine Gesetzesänderung
anstreben, um auch anderen Städten und Gemeinden eine zweisprachige Signalisation
auf der Nationalstrasse zu ermöglichen. Der Nationalrat nahm die Motion mit 149 gegen
34 Stimmen (0 Enthaltungen) an. 12

MOTION
DATUM: 19.09.2019
NIKLAUS BIERI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Dass noch immer ein Mangel an Stand- und Durchgangsplätzen für Fahrende in der
Schweiz herrsche, wie dies ein vom Bundesrat verabschiedeter Bericht bereits 2006
nachgewiesen hatte, wurde 2014 überdeutlich. Ein paar Tage vor Eröffnung der BEA
liessen sich einige hundert Fahrende auf der Kleinen Allmend im Berner Wankdorf
nieder, um gegen die Platznot zu protestieren. Da das Areal für Parkplatzmöglichkeiten
während der BEA vorgesehen war, beschloss die Stadt Bern bereits am ersten Tag nach
Protestbeginn die Räumung des Areals. Die Fahrenden verliessen das Gelände nicht
freiwillig, worauf die Polizei über 70 Personen einer Personenkontrolle unterzog. Kurz
darauf bewilligten die Städte Bern und Biel, wohin die Fahrenden nach der Räumung
der Kleinen Allmend weiterzogen, je einen provisorischen Durchgangsplatz. Der Berner
Stadtpräsident Alexander Tschäppät äusserte Kritik am eigenen Kanton, da seit dem
Bundesgerichtsentscheid im Jahr 2003 nichts unternommen worden war, um den
Rechtsanspruch der Fahrenden durchzusetzen. Zwei Drittel aller Stellplätze innerhalb
des Kantons befänden sich bereits in Bern und Biel. Gerhard Müllhauser, Sprecher der
Schweizer Fahrenden, hob den Kanton Aargau als einziges Beispiel mit Vorbildcharakter
hervor. Seit 2007 sorgt dort die Fachstelle Fahrende für den Bau neuer sowie für den
Unterhalt bestehender Plätze. Darüber hinaus ermöglichen Besuche der Behörden auf
dem Gelände einen regelmässigen Dialog. Die Akzeptanz der Fahrenden bei der
Aargauer Bevölkerung sei hoch, betonte der Leiter der Fachstelle. Dies könne jedoch
darauf zurückzuführen sein, dass alle Plätze mit einer Ausnahme ausschliesslich für
Schweizer Fahrende vorgesehen seien. Gegenüber ausländischen Fahrenden bestünden
nach wie vor grosse Vorbehalte. Ein im September publizierter Bericht der
Europäischen Rassismuskommission (ECRI), der sich auf eine 2013 durchgeführte
Studie über die Qualität der Schweizer Medienberichterstattung über Roma berief,
stellte seit 2007 zwar eine Zunahme der Schweizer Medienberichterstattung über Roma
fest. Dabei sei aber nicht wie in anderen Staaten die erlittene Diskriminierung der Roma
Thema der Beiträge, sondern es kursierten vorwiegend negative Schlagzeilen, was einen
entscheidenden Einfluss auf die öffentliche Wahrnehmung der Gruppe hätte. In ihrem
Bericht hält die ECRI fest, dass in Erfüllung des Artikels 19 des
Kulturförderungsgesetzes, welcher den Fahrenden ermöglichen soll, im Einklang mit
ihrer Kultur zu leben, kaum Fortschritte erzielt würden, resp. sich die Situation in den
letzten Jahren teilweise gar verschlechtert habe. Die Kommission empfahl den
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Schweizer Behörden dringlichst, zusätzliche Stellplätze zu schaffen und angemessene
Massnahmen zur Verbesserung der Bildung der Kinder der Fahrenden zu treffen. Ende
November präsentierte der Bundesrat seine Kulturbotschaft und damit auch ein
Bekenntnis zur Verbesserung der Situation von Fahrenden. Die zu diesem Zwecke
eingesetzte Arbeitsgruppe traf sich im November bereits zu einem ersten Treffen, das
jedoch mit dem frühzeitigen Verlassen von Vertretern der betroffenen Gruppen abrupt
endete. Diese fühlten sich nicht ausreichend involviert und sahen ihre Forderung nach
sofortiger Schaffung von zusätzlichen Stellplätzen nicht umgesetzt. Ende Jahr wurde
bekannt, dass die Gespräche im Folgejahr doch wieder aufgenommen werden sollen. 13

Sprachen

Im Spannungsverhältnis zwischen Sprachenfreiheit und Territorialitätsprinzip
gewichtete das Bundesgericht in einem konkreten Anwendungsfall die individuelle
Sprachenfreiheit höher als das Interesse einer Gemeinde an einer homogenen
Sprachenlandschaft und rügte die Erziehungsdirektion des Kantons Bern, die einem in
einer deutschsprachigen Gemeinde an der Sprachengrenze wohnhaften Kind untersagt
hatte, auf Kosten der Eltern eine französischsprachige Primarschule in der Stadt Biel zu
besuchen. In ihrem Grundsatzurteil beschieden die Lausanner Richter, eine
offensichtliche Beschränkung der Sprachenfreiheit sei nur zulässig, wenn sie auf einer
genügenden gesetzlichen Grundlage beruht, im öffentlichen Interesse liegt und sich als
verhältnismässig erweist. 14
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Als erste Stadt gab sich Biel - mit finanzieller Unterstützung des Kantons Bern - einen
"Monsieur Bilingue", welcher das Ende 1996 gegründete Forum für die Zweisprachigkeit
leitet. Diese Institution will den Bilinguismus professionell fördern und sich mit den
besonderen Problemen des Zusammenlebens verschiedener Sprachgruppen in einer
zweisprachigen Stadt und Region befassen. Ebenfalls in Biel nahm eine jahrzehntelange
paradoxe Situation ein Ende. Während 42 Jahren lebten das deutschsprachige
Gymnasium und das französischsprachige Lycée unter einem Dach, vermieden aber
ostentativ jeden Kontakt. Nun rauften sich die Leiter der beiden Lehranstalten
zusammen und boten erstmals eine zweisprachige Maturitätsausbildung an. 15
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Im Kanton Freiburg verabschiedete die «Constituante» in den ersten Monaten des
Jahres ihren Verfassungsentwurf, wobei sich die Regelung der Sprachenfrage als
besondere Knacknuss erwies. Die vorberatende Kommission hatte davon abgesehen,
das 1990 in die Verfassung aufgenommene und von vielen Romands vehement
vertretene Territorialitätsprinzip in der Verfassung zu belassen und sich stattdessen am
Wortlaut der neuen Bundesverfassung orientiert, wonach Staat und Gemeinden auf die
herkömmliche sprachliche Zusammensetzung der Gebiete achten und auf die
angestammten Minderheiten Rücksicht nehmen. 
Zudem war sie der deutschsprachigen Bevölkerung an der Sprachengrenze insofern
entgegen gekommen als sie bestimmte, dass deren Kinder den Ort der Einschulung frei
wählen können. Beide Verfassungsartikel hatten vor der «Constituante» keine Chance.
In der Vernehmlassung sprachen sich über 65 Prozent der Antwortenden für das
Territorialitätsprinzip aus, ebenso alle Parteien mit Ausnahme der CSP (Nein) und der
SP (keine Empfehlung). Nach einer Marathondebatte setzte sich eine Formulierung
durch, welche die Zweisprachigkeit zwar als wesentlichen Bestandteil der Identität des
Kantons und seiner Hauptstadt anerkennt, bei den Amtssprachen aber auf ein
durchgehendes Territorialitätsprinzip setzt, mit Ausnahmemöglichkeiten für
Gemeinden mit einer bedeutenden angestammten sprachlichen Minderheit. Der Artikel
über die Einschulung an der Sprachgrenze wurde ersatzlos gestrichen, womit auch hier
weiterhin das Territorialitätsprinzip gilt. Dass die Angst der Romands vor einer
schleichenden Germanisierung eigentlich unbegründet ist, hatten im Vorjahr die Zahlen
der Volkszählung 2000 ergeben, welche eine Zunahme des Französischen im Kanton
Freiburg belegten.

Im Mai präsentierte zudem der Regierungsrat des Kantons Bern in einem gemeinsamen
Gesetz die künftige Stellung des Berner Jura sowie Massnahmen zur Unterstützung der
französischsprachigen Bevölkerung und der Förderung der Zweisprachigkeit im
Amtsbezirk Biel. 16
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